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Leitsätze des Urteils

1.	 Europäische Gemeinschaften  — Organe  — Recht der Öffentlichkeit auf Zugang zu 
Dokumenten — Verordnung Nr. 1049/2001
(Art. 6 EU; Verordnungen des Europäischen Parlaments und des Rates Nr. 45/2001 und 
Nr. 1049/2001, Art. 4 Abs. 1 Buchst. b)

2.	 Rechtsangleichung — Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten — Behandlung dieser Daten durch die Gemeinschaftsorgane undeinrichtungen — 
Verordnung Nr. 45/2001
(Verordnungen des Europäischen Parlaments und des Rates Nr. 45/2001, Art. 2 Buchst. a 
und 8 Buchst. b, und Nr. 1049/2001)
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1.	 Art. 4 Abs. 1 Buchst. b der Verordnung 
Nr. 1049/2001 über den Zugang der Öf-
fentlichkeit zu Dokumenten des Euro-
päischen Parlaments, des Rates und der 
Kommission, der eine Ausnahme vom 
Zugang zu einem Dokument vorsieht, 
durch dessen Verbreitung der Schutz 
der Privatsphäre oder der Integrität des 
Einzelnen, insbesondere gemäß den 
Rechtsvorschriften der Union über den 
Schutz personenbezogener Daten, beein-
trächtigt würde, enthält eine spezifische, 
verstärkte Schutzregelung für Personen, 
deren personenbezogene Daten gegebe-
nenfalls veröffentlicht werden könnten. 
Diese Bestimmung ist unspaltbar und 
verlangt, dass etwaige Beeinträchtigun-
gen der Privatsphäre oder der Integrität 
des Einzelnen stets nach diesen Rechts-
vorschriften, insbesondere der Verord-
nung Nr. 45/2001 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch die Organe und 
Einrichtungen der Gemeinschaft und 
zum freien Datenverkehr, geprüft und 
beurteilt werden.

Zwar ist Gegenstand der Verordnung 
Nr. 45/2001 nach deren Art. 1 Abs. 1, die 
Gewährleistung den Schutz der Grund-
rechte und Grundfreiheiten und insbe-
sondere der Privatsphäre natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten zu gewährleisten, 
jedoch lässt diese Bestimmung nicht 
zu, dass die Fälle einer Verarbeitung 

personenbezogener Daten in zwei Grup-
pen unterteilt werden, nämlich eine, in 
der die Verarbeitung ausschließlich nach 
Art. 8 der Europäischen Menschenrechts-
konvention (EMRK) und der Rechtspre-
chung des Europäischen Gerichtshofs 
für Menschenrechte zu diesem Artikel 
geprüft würde, und eine andere, in der 
die Verarbeitung den Bestimmungen der 
Verordnung Nr. 45/2001 unterläge. Wäh-
rend insoweit der Unionsgesetzgeber in 
Satz 1 des fünfzehnten Erwägungsgrun-
des dieser Verordnung auf die Notwen-
digkeit hingewiesen hat, Art. 6 EU und 
über diesen auch Art. 8 EMRK anzu-
wenden, wenn diese Verarbeitung von 
den Organen und Einrichtungen der Ge-
meinschaft in Ausübung von Tätigkeiten 
außerhalb des Anwendungsbereichs der 
vorliegenden Verordnung, insbesondere 
für die Tätigkeiten gemäß den Titeln V 
und  VI des EU-Vertrags in der Fassung 
vor Inkrafttreten des Vertrags von Lissa-
bon, durchgeführt wird, hat sich eine sol-
che Verweisung nicht als notwendig er-
wiesen bei der Ausübung von Tätigkeiten 
innerhalb des Anwendungsbereichs der 
Verordnung Nr.  45/2001, da in solchen 
Fällen offenkundig diese Verordnung ja 
selbst anwendbar ist.

Daraus folgt, dass die Bestimmungen der 
Richtlinie Nr. 45/2001 einschließlich ih-
rer Art. 8 und 18, die Kernbestimmungen 
der Schutzregelung dieser Verordnung 
darstellen, in vollem Umfang anwendbar 
werden, wenn ein nach der Verordnung 
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Nr.  1049/2001 gestellter Antrag auf die 
Gewährung des Zugangs zu Dokumen-
ten gerichtet ist, die personenbezogene 
Daten enthalten.

(vgl. Randnrn. 57, 59-64)

2.	 Die Liste der Teilnehmer eines im Rah-
men eines Vertragsverletzungsverfahren 
stattfindenden Treffens, die im Protokoll 
dieses Treffens wiedergegeben ist, ent-
hält personenbezogene Daten im Sin-
ne des Art. 2 Buchst. a der Verordnung 
Nr. 45/2001 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch die Organe und 
Einrichtungen der Gemeinschaft und 
zum freien Datenverkehr, da die Perso-
nen, die an diesem Treffen teilgenommen 
haben, im Protokoll identifiziert werden 
können.

Mit ihrer Forderung, dass hinsichtlich 
der Personen, deren ausdrückliches Ein-
verständnis in die Preisgabe in diesem 
Protokoll enthaltener, sie betreffender 
personenbezogener Daten fehlt, die 
Notwendigkeit der Übermittlung dieser 
personenbezogenen Daten nachgewie-
sen werden muss, befindet sich die Kom-
mission im Einklang mit Art. 8 Buchst. b 
dieser Verordnung.

Wird nämlich im Rahmen eines Antrags 
nach der Verordnung Nr. 1049/2001 auf 
Zugang zu diesem Protokoll keine aus-
drückliche rechtliche Begründung gege-
ben und kein überzeugendes Argument 
vorgetragen, um die Notwendigkeit der 
Übermittlung dieser personenbezogenen 
Daten darzutun, ist es der Kommission 
nicht möglich, die verschiedenen Inter-
essen der Beteiligten gegeneinander ab-
zuwägen. Sie kann auch nicht gemäß Art. 
8 Buchst. b der Verordnung Nr. 45/2001 
prüfen, ob Gründe für die Annahme be-
stehen, dass durch diese Übermittlung 
möglicherweise die berechtigten Interes-
sen der Betroffenen beeinträchtigt wer-
den könnten.

(vgl. Randnrn. 70, 77-78)
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